
1. Änderung der Geschäftsordnung 

für den Stadtrat Schwanebeck und seine Ausschüsse 

Der Stadtrat Schwanebeck hat gemäß $ 59 Kommunalverfassungsgesetz Sachsen-Anhalt 

(KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) in der derzeit geltenden Fassung in 
seiner Sitzung am 01.09.2022 folgende 1. Änderung der Geschäftsordnung für den Stadtrat 

Schwanebeck und seine Ausschüsse beschlossen: 

Artikel I 

Die Geschäftsordnung für den Stadtrat Schwanebeck und seine Ausschüsse vom 

18.07.2019 wird wie folgt geändert: 

s1 

Einberufung, Einladung, Teilnahme 

Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
(1) Der Vorsitzende des Stadtrates beruft den Stadtrat im Einvernehmen mit dem 

Verbandsgemeindebürgermeister schriftlich oder elektronisch unter Mitteilung der 

Tagesordnung und Angabe von Ort und Zeit der Sitzung ein. 

Mitglieder des Stadtrates, die an der digitalen Ratsarbeit gemäß $ 2 Abs, 4 teilnehmen, 

erhalten ihre Sitzungsunterlagen regelmäßig in digitaler Form. Sie werden per E-Mail an die 

für sie hinterlegte Adresse spätestens bis zum Tag vor dem Beginn der Mindest-Ladungsfrist 

nach Abs. 4 informiert, dass die Einladung sowie die dazugehörenden Unterlagen im 

Ratsinformationssystem (Informator) bereitgestellt wurden. Damit gelten die Einladung und 

dic Unterlagen als zugegangen. 

82 
Umgang mit Dokumenten und elektronischen Medien 

Abs. 3 wird wie folgt eingefügt: 
(3) Die Mitglieder des Stadtrates, die über die technischen Voraussetzungen zum Versenden 

und Empfangen elektronischer Post verfügen, können dem Verbandsgemeindebürgermeister 

schriftlich eine etektronische Adresse mitteilen, an die Einladungen im Sinne des $53 KVG 
LSA und von der Anträge und Anfragen im Sinne des $ 43 Abs. 3 KVG LSA versandt 

werden. 

  

Abs. 4 wird wie folgt eingefügt: 
(4) Die Verbandsgemeinde betreibt als Grundlage für die digitale Ratsarbeit ein 

internetbasiertes elektronisches Ratsinformationssystem. An der digitalen Ratsarbeit kann 

jedes Mitglied des Stadtrates durch verbindliche schriftliche Erklärung gegenüber dem 

Verbands-gemeindebürgermeister teilnehmen. Diese Erklärung gilt für die gesamte laufende 

Wahlperiode des Stadtrates. Das Nähere regelt die Richtlinie über die digitale Ratsarbeit in 

der Anlage zur Geschäftsordnung.



Nach & 21 wird folgender V. Abschnitt neu eingefügt: 

V. ABSCHNITT 

Verfahren in außergewöhnlichen Notsituationen 

822 
Durchführung von Videokonferenzen und Abstimmungen in außergewöhnlichen 

Notsituationen 

(1) Im Falle einer festgestellten Notsituation i. S. v. $ 56a Abs. I Satz 1 KVG LSA 

entscheidet der Vorsitzende im Einvernehmen mit dem Verbandsgemeindebürgermeister ob 

die Sitzung in Form einer Videokonferenz durchgeführt wird und beruft den Stadtrat unter 
Mitteilung der Tagesordnung sowie Angabe von Zeit und Zugang zum virtuellen 

Sitzungsraum ein. $ 1 Abs. 2, Abs. 3 Satz I und 2 (1. Alternative), Absätze 4 und 5 sowie 

88 2 und 3 gelten entsprechend. 

(2) Für den Ablauf einer Videokonferenzsitzung gelten die in dieser Geschäftsordnung 

festgelegten Grundsätze, insbesondere die $$ 5, 6, 9 bis 12, 14, 15, 17 und 18, soweit 

nachfolgend nichts Abweichendes geregelt ist. 

(3) Zu Beginn der Sitzung stellt der Vorsitzende die Anwesenheit und Beschlussfähigkeit 
fest, indem er die stimmberechtigten Mitglieder namentlich aufruft. Ist das aufgerufene 

Mitglied der Videokonferenz zugeschaltet, so meldet cs sich durch eine kurze akustische 
Bestätigung zurück. Der Protokollführer trägt die teilnehmenden stimmberechtigten 

Mitglieder in eine Anwesenheitsliste ein. 

(4) Vor jeder Abstimmung stellt der Vorsitzende die Beschlussfähigkeit sowie die 
Funktionsfähigkeit des Videokonferenzsystems fest. Abstimmungen erfolgen grundsätzlich 

namentlich. Elektronisch kann nur abgestimmt werden, sofern gewährleistet ist, dass das 

Abstimmungsergebnis ohne Zeitverzug so dargestellt wird, dass das Stimmverhalten jedes 

stimmberechtigten Mitgliedes für alle Mitglieder sowie die Zuschauer erkennbar ist. 

(5) Im Rahmen der Bekanntmachung von Ort und Zeit der Videokonferenzsitzung ist darauf 

hinzuweisen, dass anstelle der Einwohnerfragestunde die Möglichkeit besteht, Fragen 
schriftlich oder elektronisch beim Vorsitzenden einzureichen. Im Rahmen der 

Videokonferenzsitzung verliest der Vorsitzende die bei ihm eingegangenen Anfragen. Für 

das weitere Verfahren findet $ 7 Absätze 2 bis 6 entsprechend Anwendung. 

(6) Im Falle einer festgestellten Notsituation i. S. v. $ 56a Abs. ] Satz I KVG 1.SA kann 
anstelle einer Präsenzsitzung oder einer Videokonferenzsitzung die Beschlussfassung über 

Verhandlungsgegenstände im Wege eines schriftlichen oder elektronischen Verfahrens nach 

Maßgabe von $ 56a Abs. 3 KVG LSA durchgeführt werden. Über die Einleitung dieses 

Verfahrens entscheidet der Vorsitzende im Einvernehmen mit dem 
Verbandsgemeindebürgermeister. Das Einverständnis zu dem schriftlichen oder 
elektronischen Verfahren wird im Zuge der Beschlussfassung durch eine gesonderte 

Abstimmung ermittelt.



Die Überschrift „V. ABSCHNITT Schlussvorschriften, Inkrafttreten“ wird umbenannt 

in „VI ABSCHNITT Schlussverschriften, Inkrafttreten“ 

»$ 22 Auslegung der Geschäftsordnung“ wird $ 23 

„8 23 Abweichungen von der Geschäftsordnung“ wird $ 24 

„$ 24 Sprachliche Gleichstellung“ wird $ 25 und wie folgt geändert: 
Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für Personen mit männlichem, 

weiblichem oder diversem Geschlecht sowic Personen ohne Geschlechtsangabe. 

„$ 25 Inkrafttreten“ wird 8 26 

Artikel 2 

Die 1. Änderung der Geschäftsordnung für den Stadtrat Schwanebeck und seine Ausschüsse 

tritt mit Beschlussfassung des Stadtrates am 01.09.2022 in Kraft. 

Schwanebeck, 19.09.2022 

   
   Ss 

Ba 

Bürgermeister/Vorsitzender des Stadtrates 

Hinweis: 

Der Inhalt dieser Bekanntmachung ist auf der Internetseite der Verbandsgemeinde Vorharz



Anlage 

$ 2 Abs. d Geschäftsordnung für den Stadtrat Schwanebeck und seine Ausschüsse 

Richtlinie über die digitale Ratsarbeit gemäß $ 2 Abs. 3 der 

Geschäftsordnung des Stadtrates Schwanebeck und seiner Ausschüsse 

  

Vorbemerkung 

Durch die digitale Ratsarbeit sollen insbesondere ein effizienter und zukunftsweisender 

Sitzungsdienst gewährleistet sowie langfristig Kosten eingespart werden. 

$ı1 
Teilnahme an der digitalen Ratsarbeit 

(1) Die Verbandsgemeinde betreibt ein _ internetbasiertes elektronisches 
Ratsinformationssystem als Grundlage für die digitale Ratsarbeit. Den teilnehmenden 
Stadtratsmitgliedern werden die Unterlagen für die Sitzungen des Stadtrates und seiner 

Ausschüsse über das Rats-informationssystem in elektronischer Form zur Verfügung 
gestellt. Schriftliche Unterlagen werden regelmäßig nicht versandt; kurzfristig am 

Sitzungstag erstellte Vorlagen (Tischvorlagen) werden schriftlich bereitgestellt. 

(2) Die Mitglieder des Stadtrates, die über die technischen Voraussetzungen zum Versenden 

und Empfangen elektronischer Post verlügen, nehmen nach Abgabe einer verbindlichen 
schriftlichen Erklärung gegenüber dem Verbandsgemeindebürgermeister gemäß $ 2 Abs. 4 

der Geschäftsordnung an der digitalen Ratsarbeit teil. Sie haben den Datenschutz analog zur 

Papierlorm zu gewährleisten, $2 Abs. I der Geschäftsordnung bleibt unberührt. 

  

(3) Die Mitglieder des Stadtrates, die an der digitalen Ratsarbeit teilnehmen, sind 

verpflichtet, regelmäßig den Datenstand des Informators zu prüfen, mindestens jedoch 
einmal unmittelbar vor den Sitzungen des Stadtrates bzw. seiner Ausschüsse. 

  

(4) Bei einem Ausfall des Ratsinformationssystems erfolgt der Versand der Einladungen und 

Sitzungsunterlagen in schriftlicher Form; die Ladungsfrist nach $ 1 Abs. 4 der 
Geschäftsordnung bleibt unberührt. 

82 
Mobile digitale Endgeräte 

(1) Stadträte und Ausschussmitglieder der Stadt Schwanebeck, welche über ein eigenes 

digitales Endgerät verfügen, können dieses zu den Stadtrats- und Ausschusssitzungen 

mitbringen und nutzen. Das schließt ausdrücklich Endgeräte ein, die einem Mitglied des 

Stadtrates von Dritten z.B. im Rahmen der Ausübung anderer Mandate (z.B. im Bundestag, 
Landtag, Kreistag) überlassen bzw. bereitgestellt werden. 

(2) Die Mitglieder des Stadtrates sind verpflichtet, die eingesetzten Endgeräte und die 

dazugehörige Anwendungssoftware mittels Passwort vor dem Zugeifl Dritter zu schützen. 
Das Passwort ist geheimzuhalten. Es darf weder aufdem Gerät gespeichert, noch zusammen 

mit dem Gerät aufbewahrt werden,



$3 
Allgemeine Regelungen zur Nutzung der Anwendungssoftware 

(1) Die Mitglieder des Stadtrates erhalten ein Datenblatt mit der persönlichen Internetadresse 

und können damit auf die Einladungen und Sitzungsunterlagen des Stadtrates bzw. der 

Ausschüsse des Stadtrates elektronisch zugreifen. Für den Zugang erhalten sie einen 

Benutzernamen und ein Passwort. 

(2) Für den Zugang zum Informator ist lediglich ein internetfähiges Gerät mit WEB- 

Oberfläche erforderlich (Browser). 

(3) Die Mitglieder des Stadtrates haben sicherzustellen, dass mögliche Beeinträchtigungen 

durch auf dem Endgerät ggf. installierte und eingesetzte andere Programme bzw. 

Anwendungen, die die Funktionsfähigkeit des von der Verbandsgemeinde zur Verfügung 

gestellten Ratsinformationssystems (Informator) beeinträchtigen können, ausgeschlossen 

sind. 

(4) Die Verbandsgemeinde unterstützt und berät die Mitglieder des Stadtrates bei 

auftretenden technischen Problemen im Rahmen der Nutzung des Informators. 

4 
Nutzungszeitraum und Ausscheiden aus dem Stadtrat 

(1) Sofern Stadtratsmitglieder eigene Endgeräte gem. $ 2 einsetzen, ist die von der 

Verbandsgemeinde zur Verfügung gestellte Anwendungssoftware auf dem jeweiligen 
digitalen Endgerät nach Ende der Wahlperiode unverzüglich zu löschen, sofem der 

Mandatsträger dem neu gewählten Stadtrat nicht mehr angehört. Entsprechendes gilt, wenn 

das Mitglied des Verbandsgemeinderates vor dem Ende der Wahlperiode aus dem Stadtrat 

ausscheidet. 

(2) Der Zugriff’ aul den Informator endet mit Ablaul’der Wahlperiode des Stadtrates. 

85 

Sprachliche Gleichstellung 

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für Personen mit männlichen, 

weiblichem oder diversen Geschlecht sowie Personen ohne Geschlechtsangabe.






























